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Gleichstellung öffentlicher Verkehr 
 
 
Antrag der Regierung vom 23. Januar 2007 

 
 
Nichteintreten. 
 
 
Begründung: 
 

Im Zusammenhang mit dem Neubau der Rietwiesbrücke in Wattwil regt Felix Brander-Wattwil 
eine Änderung des Strassengesetzes an, um allfällige Mehrkosten während der Realisierung 
von Strassenbauprojekten des öffentlichen Verkehrs dem Projekt belasten zu können. 
 
Vorab ist festzuhalten, dass der konkrete Auslöser der Motion, nämlich der Neubau der Riet-
wiesbrücke in Wattwil, eine Gemeindestrasse betrifft und somit nicht im Kompetenzbereich des 
Kantons liegt. 
 
Der strassengebundene öffentliche Verkehr bezahlt keine Beiträge an Bau, Betrieb und Unter-
halt der Strasseninfrastruktur. Selbst Haltebuchten werden in gängiger Praxis über die zweck-
gebundenen Mittel des motorisierten Strassenverkehrs finanziert. Umgekehrt besteht deshalb 
grundsätzlich auch kein Anspruch des öffentlichen Verkehrs auf eine bestimmte Linienführung 
oder auf eine ungeschmälerte Nutzung einer Strasse. Selbstverständlich wird indessen bei 
Strassenprojekten den Anforderungen des öffentlichen Verkehrs so weit als möglich Rechnung 
getragen. 
 
Grundsätzlich stehen sämtliche strassenbaulichen Massnahmen und damit auch die damit ver-
bundenen Verkehrsbeschränkungen im öffentlichen Interesse. Nicht zuletzt profitiert auch der 
strassengebundene öffentliche Verkehr von einem leistungsfähigen und intakten Strassennetz. 
Der Verkehr wird grundsätzlich nur so wenig wie nötig eingeschränkt und es werden, wenn 
immer möglich und in einem vernünftigen Kosten-Nutzen-Verhältnis, Lösungen angeboten 
(z.B. einseitige Befahrbarkeit, Umleitung). Es kann jedoch nicht im öffentlichen Interesse lie-
gen, dass einzelnen oder gar allen betroffenen Strassenbenützern Entschädigungen ausge-
richtet werden für zeitlich beschränkte und im öffentlichen Interesse liegende Verkehrsbe-
schränkungen.  
 
In Fällen wie dem Ersatz von Brücken wurde und wird ferner gemeinsam mit dem Bund nach 
Lösungen im Rahmen einer ausserordentlichen zusätzlichen Betreiberabgeltung gesucht. 


	%Title%

